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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 

Verordnung Nr. 120/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 3 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
des Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1125/74^), be- 
ginnt für Mais vom Wirtschaftsjahr 1975/1976 an 
das Wirtschaftsjahr am 1. Oktober und endet am 
30. September des folgenden Jahres. Die Gründe, 
die zu dieser Regelung geführt haben, gelten eben- 
falls für Sorghum, das hinsichtlich Zyklus, Vermark- 
tungsablauf und Futterwert dieselben Eigenschaften 
wie Mais aufweist. Es ist daher angebracht, für 
Sorghum den gleichen Anfang und Ende des Wirt- 
schaftsjahres anzuwenden. 

Artikel 16 Absatz 4 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG sieht im Falle der Vorausfestsetzung der Er- 
stattung für die Ausfuhr von Getreide vor, daß diese 
Erstattung um einen Betrag berichtigt wird. Nach 
diesem Artikel wird der Berichtigungsbetrag zur 
gleichen Zeit wie die in Artikel 15 Absatz 2 der 
gleichen Verordnung genannte Prämie festgesetzt. 
Auf Grund der erworbenen Erfahrungen und im 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

vom , S. . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67; 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 128 
vom 10. Mai 1974, S. 12 


Hinblick auf eine gute Marktverwaltung ist es an- 
gebracht, die zwisdien der Festsetzung der Prämie 
und des Berichtigungsbetrages bestehende Bindung 
nicht weiter beizubehalten. 

Mit Artikel 19 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
sollen im Falle von bedeutenden Preissteigerungen 
auf dem Weltmarkt Störungen auf dem Markt der 
Gemeinschaft vermieden und die Stabilität sicher- 
gestellt werden. Um die Notwendigkeit zum Erlaß 
von dem angestrebten Ziel entsprechenden Maßnah- 
men beurteilen zu können, ist ein Vergleich der 
cif-Preise mit dem Schwellenpreis vorgesehen. Tat- 
sächlich droht jedoch der Markt der Gemeinschaft 
insbesondere in den Überschußgebieten, in denen die 
Marktpreise im allgemeinen durch den Interven- 
tionspreis beeinflußt werden, schon gestört zu wer- 
den, bevor die Weltmarktpreise das Niveau des 
Schwellenpreises erreicht haben. Zur Auslösung der 
Maßnahmen ist daher als Referenz ein gemeinsames 
Preisniveau zu Grunde zu legen, das dem verfolg- 
ten Ziel eher entspricht als der Schwellenpreis. 
Aus den gleichen Überlegungen heraus ist es außer- 
dem zweckmäßig, den Begriff cif-Preis durch einen 
einer Situation hoher Weltmarktpreise besser ent- 
sprechenden Begriff zu ersetzen. 

Artikel 16 Absatz 4 ist mehrmals geändert wor- 
den. Es empfiehlt sich daher, den vollständigen Ab- 
satz nochmals zu veröffentlichen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 3 der Verordnung Nr. 120/67/EWG erhält 
folgende Fassung: 

„Das Getreidewirtschaftsjahr beginnt für alle in Arti- 
kel 1 genannten Erzeugnisse am 1. August und endet 
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am 31. Juli des folgenden Jahres; ausgenommen 
hiervon sind Mais und Sorghum, für die es am 

1. Oktober beginnt und am 30. September des fol- 
genden Jahres endet; für diese letztgenannten Ge- 
treidearten beginnt das Getreidewirtschaftsjahr 1974/ 
1975 jedoch am 1. August 1974 und endet am 30. 
September 1975." 

Artikel 2 

Artikel 16 Absatz 4 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG erhält folgende Fassung: 

„Bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Buchstaben a und b 
genannten Erzeugnisse wird jedoch auf Grund eines 
bei Beantragung der Ausfuhrlizenz vor 13 Uhr zu 
stellenden Antrags der Erstattungsbetrag, der am 
Tage der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer 
Ausfuhrlizenz gilt und nach Maßgabe des im Monat 
der Ausfuhr gültigen Schwellenpreises zu berichti- 
gen ist, auf ein Ausfuhrgeschäft angewandt, das 
während der Gültigkeitsdauer dieser Ausfuhrlizenz 
durchgeführt werden soll. In diesem Fall wird die 
Erstattung um einen Betrag berichtigt, der zur sel- 
ben Zeit wie die Erstattung und nach demselben 
Verfahren festgesetzt werden kann; die Kommission 
kann jedoch, soweit erforderlich, zwischenzeitlich 
auf Antrag eines Mitgliedstaates oder von sich aus 
eine abweichende Entscheidung treffen. 

Absatz 4 Unterabsatz 1 kann ganz oder teilweise 
auf jedes der in Artikel 1 Buchstaben c und d sowie 
auf die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse, die in 
Form von Waren des Anhangs B ausgeführt werden, 
angewandt werden. 

Wird für Gerste und Malz in Anwendung von Arti- 
kel 9 keine Übergangsvergütung gewährt und ist für 
Malz eine vorherige Festsetzung der Erstattung vor- 
gesehen worden, so erfolgt die Berichtigung der Er- 


stattung bei in den ersten beiden Monaten des Wirt- 
schaftsjahres getätigten Ausfuhren von Malz, das 
sich am Ende des vorhergehenden Wirtschaftsjahres 
auf Lager befindet oder aus zu diesem Zeitpunkt auf 
Lager befindlicher Gerste gewonnen wurde, nach 
Maßgabe des für den letzten Monat des letztgenann- 
ten Wirtschaftsjahres geltenden Schwellenpreises." 

Artikel 3 

Artikel 19 der Verordnung Nr. 120/67/EWG erhält 
folgende Fassung: 

„1. überschreiten die Notierungen oder Preise auf 
dem Weltmarkt eines oder mehrere der in Ar- 
tikel 2 genannten Erzeugnisse die in den Aus- 
fuhrhäfen oder Grenzübergangsorten der Über- 
schußgebiete der Gemeinschaft gültigen Inter- 
ventibnspreise erheblich, so können für den Fall, 
daß diese Lage andauern könnte und der Markt 
der Gemeinschaft dadurch gestört wird, die ge- 
eigneten Maßnahmen ergriffen werden. 

2. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrages die Grundregeln für die 
Anwendung dieses Artikels fest. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 
26 festgelegt." 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
15. Juli 1974 - 1/4 -680 70-E- Ge 51/1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 24. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

1. Das Wirtschaftsjahr für Getreide mit Ausnahme 
für Mais beginnt am 1. August und endet am 31. 
Juli des folgenden Jahres. Für Mais wurden durch 
eine Änderung von Artikel 3 der Verordnung Nr, 
120/67/EWG der Beginn des Wirtschaftsjahres auf 
den 1. Oktober und das Ende auf den 30. Septem- 
ber festgelegt. Mit dieser Änderung, die dem Zyklus 
für Mais besser entspricht, sollten Schwierigkeiten 
bei der Vermarktung von Gerste sowie ungewöhn- 
lich hohe Interventionen bei dieser Getreideart zu 
Beginn des Wirtschaftsjahres vermieden werden. 
Dieselben Gründe, die zu dieser abweichenden Re- 
gelung bei Mais geführt haben, sind ebenfalls für 
Sorghum gültig, das hinsichtlich Zyklus, Vermark- 
tungsrhythmus, Preisniveau und Futterwert diesel- 
ben Eigenschaften wie Mais aufweist. Es wird daher 
vorgeschlagen, die für Mais gültige Regelung über 
Beginn und Ende des Wirtschaftsjahres ebenfalls auf 
Sorghum anzuwenden. 

2. Artikel 16 Absatz 4 der Verordnung Nr. 120/ 
67/EWG sieht vor, daß im Falle der Vorausfestset- 
zung der Erstattung für die Ausfuhr von Getreide 
diese Erstattung um einen Betrag berichtigt wird. 
Die Festsetzung dieses Berichtigungsbetrages er- 
folgt 

— durch die Kommission zur selben Zeit wie die 
Festsetzung der auf die Einfuhrab Schöpfung an- 
zuwendenden Prämie (d. h. täglich mit Ausnahme 
des Tages, an dem der Verwaltungsausschuß Zu- 
sammentritt), 

— nach dem Verwaltungsausschußverfahren bei der 
wöchentlichen Festsetzung der Ausfuhrerstattung. 

Diese Regelung trägt nur unzureichend dem Charak- 
ter des Berichtigungsbetrages Rechnung, mit dem die 
Erstattung die am Tage des Antrags auf Voraus- 
festsetzung gültig und für eine nach dem Monat 


der Lizenzerteilung durchzuführende Ausfuhr an- 
wendbar ist, erhöht oder gesenkt werden soll. Der 
Berichtigungsbetrag ist somit als ein Teil der Er- 
stattung anzusehen. Es empfiehlt sich daher, dies 
ebenfalls im Festsetzungsverfahren zum Ausdruck 
zu bringen und den Berichtigungsbetrag insoweit 
den für die Erstattung gültigen Regeln zu unterwer- 
fen. 

Da Artikel 16 Absatz 4 mehrmals geändert wurde, 
wird aus Gründen der Klarheit eine Veröffent- 
lichung des gesamten Absatzes vorgeschlagen. Beim 
Unterabsatz 1 erster Satz sowie beim zweiten und 
dritten Unterabsatz handelt es sich daher nur um 
eine Wiederholung des gegenwärtigen Textes. 

3. Die in Artikel 19 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG angesprochenen und in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1968/73 des Rates (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 201, S. 10) definier- 
ten Maßnahmen können nur dann ausgelöst werden, 
wenn der cif-Preis den Schwellenpreis um minde- 
stens 2 V. H. überschreitet. Diese Vorschrift hat sich 
als unzulänglich erwiesen, um im Rahmen der Aus- 
fuhren der Gemeinschaft einer Hochpreissituation 
auf dem Weltmarkt zu begegnen. Störungen können 
schon dann drohen, wenn das Weltmarktpreisniveau 
beträchtlich den in den Ausfuhrhäfen oder Grenz- 
übergangsorten der Gemeinschaft gültigen Inter- 
ventionspreis überschreitet, da dieser Preis viel stär- 
ker als der Schwellenpreis, der vor allem für die 
Einfuhren von Bedeutung ist, das Preisniveau auf 
den Ausfuhrmärkten der Gemeinschaft beeinflußt. 
Außerdem ist der für die Häfen der Gemeinschaft 
festgestellte cif-Preis im Rahmen der Ausfuhr nur 
eins der Elemente, das für die Bewertung des Welt- 
marktes berücksichtigt werden kann. Andere auf 
diesem Markt festgestellte Preise oder Notierungen 
finden ebenfalls Berücksichtigung. Daher wird vor- 
geschlagen, Artikel 19 den Bedürfnissen einer besse- 
ren Marktverwaltung entsprechend anzupassen. 
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